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Neuwahlen und ihre HStitergründe 
Das liechtensteinische Volk wird innerhalb 

von 7 Monaten ein zweites Mal zu den Urnen 
gerufen, um seine Vertreter in den Landtag zu 
wählen. Während die Landtagswahlen vom 1. 
September 1957 ordentliche Wahlen infolge Ab­
lauf der Mandatsdauer des Landtages waren, 
tragen die im Laufe des Monats März dieses 
Jahres abzuhaltenden Wahlen einen außerge­
wöhnlichen Charakter. 

Wie ist es zu den jetzigen Neuwahlen ge­
kommen und was sind die wahren Hintergrün­
de dafür? 

Diese Frage stellt sich jeder politisch ver­
antwortungsbewußte Liechtensteiner und er hat 
auch ein Recht, darauf eine Antwort zu erhal­
ten: Schauen wir zurück auf die Wahlen vom 
September 1957. Diese Wahlen sind ruhig ver­
laufen und ergaben für die Bürgerpartei den er­
warteten Sieg mit einer Mehrheit von 152 Stim­
men. Für die Vaterländische Union bedeutete 
dies allerdings eine empfindliche Niederlage, 
insbesondere deswegen, weil sie ihre Erwar­
tungen hochgespannt hatte und die Macht im 
Staate übernehmen -wollte. Schnell hatte die 
Vaterländische Union aber ein Mittel bei der 
Hand und zauberte gegen die einwandfrei ver­
laufenen Wahlen eine Wahlbeschwerde hervor. 
Ohne noch einmal auf das abgedroschene The­
ma Wahlbeschwerde einzugehen, muß ein für 
allemal im Interesse der Wahrheit und Klarheit 
festgehalten werden, 

die Wahlbeschwerde wurde von der Vater­
ländischen Union grundlos erhoben und des­
halb auch vom Landtag nach einer sorgfäl­
tigen Prüfung mit Recht abgewiesen. In 
rechtlicher Hinsicht war die eingebrachte 
Wahlbeschwerde damit endgültig abgetan 
und erledigt. 

Die Unionpolitiker hatten sofort eine neue 
Waffe zur Hand: Obstruktion. Anstatt sich, wie 
es die parlamentarischen Regeln fordern, dem 
Beschluß des zuständig. Organs zu unterwerfen, 
beschloß die Vaterländische Union in unverant­
wortlicher Weise einfach davonzulaufen und 
jede Mitarbeit zu verweigern. Sie griff damit 
zu einem Mittel, welches vollkommen ungesetz­
lich ist und mit den Aulgaben und Pflichten, die 
die Wähler den Abgeordneten Uberbinden, un­
vereinbar ist. Die vom Volk gewählten Vertre­
ter, die berufen wurden, den verantwortungs­
vollen Platz in der Volksvertretung einzuneh­
men, wollten diesen Platz verlassen, so wie ein 
pflichtvergessener Arbeiter seinem Meister von 
einem auf den anderen Tag davonläuft. 

Die dankeswerten Bemühungen unseres Lan­
desfürsten brachten es schließlich so weit, daß 
sich die Union eines besseren besann u. die Ar­
beit im Landtag doch noch aufnahm. Wie es 
sich dann auch in der Folge zeigte, war eine 
ersprießliche Arbeit im Interesse des Landes 
möglich und es wurden auch wichtige Gesetze 
verabschiedet. 

Damit war auch in tatsächlicher Hinsicht die 
Wahlbeschwerde erledigt. Der Landtag exi­
stierte und war auch arbeitsfähig. Tatsäch­
lich und rechtlich wurde somit unter die 
Wahlbeschwerde ein klarer Schlufistrich ge­
zogen. 

Es ist heute ein fauler Trick der Vaterländi­
schen Union, die seinerzeitige Wahlbeschwer­
de und ihre Behandlung wieder hervorzuziehen 
und als Grund für die neu stattfindenden Wah­
len darzustellen. Mit dieser Begründung wird 
die Vaterländische Union das politisch reife 
liechtensteinische Volk nicht überzeugen kön­
nen. • \ 

Der wahre Grund, warum es in Liechtenstein 
Neuwahlen gibt, ist die mutwillige Obstruktion 
der Vaterländischen Union, die konstante, ver­
antwortungslose Weigerung, weiter mitzuarbei­
ten. Diese von der Vaterländischen Union im 

Landtage dokumentierte Verweigerung der 
Mitarbeit unterstrich sie in ihren schriftlichen 
und mündlichen Erklärungen gegenüber S. Di 
dem Landesfürsten und brachte Somit deutlich 
ihre Absicht zutage, das Staatswesen lahmzu­
legen. Einzig um das Wohl des Landes besorgt, 
zog die Bürgerpartei die Konsequenz und bean­
tragte durch die Regierung beim Landesfürsten 
die Auflösung des Landtages u. die Ausschrei­

bung von Neuwahlen, um dem Volk das ent­
scheidende Wort zu geben. Das politisch weit­
sichtige liechtensteinische Wahlvolk wird den 
unverantwortlichen Führern der Vaterländi­
schen Union bei der Wahl eine deutliche Lek­
tion erteilen. Es wird sich wohl überlegen, ob 
es jenen Leuten der Vaterländischen Union, die 
für die gegenwärtige Staatskrise die Verant­
wortung tragen, seine Stimme geben will. 

Daher sucht die Union für 'ihr gesetzwidriges und staats­
schädigendes Verhalten nach Ausreden, die das Volk 

täuschen sollen! 
(Man lese das „Vaterland" vom I . M ä r z  1958) 

Wir werden ni$ht stehen bleiben! 
Mit der Schaffung des Gesetzes «Förderung des Baues von Eigenheimen 
durch zinslose Darlehen» hat di£ JjJürgerpartei einen wesentlichen und 
wichtigen Punkt ihres geplanten :Tätigkeitsprogrammes erfüllt. Es gilt 
nun, die praktischen Erfahrungen bei der Anwendung des Gesetzes zu 
sammeln und auszuwerten, damit das Gesetz den Verhältnissen der Zeit 
entsprechend immer wieder neu angepaßt werden kann. Das ist der na­
türliche Weg jeder gesetzlichen Regelung, ohne daß ihr eine Planung 
für die Zukunft abgesprochen werden kann. So ist es auch bei diesem 
Gesetz. Es gibt allerdings Politiker in den Reihen der Union, die ein Ge­
setz, dem ihre Fraktion übrigens zustimmte, herabwürdigen möchten. 
Aber nicht etwa aus sachlichen, sondern aus rein politischen Gründen. 
Dies geschieht mit dem Zweck, die Lösung des Problems, wie sie die Fort­
schrittliche Bürgerpartei vorschlug, herunterzusetzen. 
Das soll und kann uns jedoch nicht hindern, bereits heute schon u. a. eine 
neue Aufgabe in Angriff zu nehmen, die unser Tätigkeitsprogramm ent­
hält: 

Neuregelung der Stipendien-Ordnung 
Dieses Postulat muß mit allem Nachdruck behandelt werden, denn die 
Verhältnisse unserer Familienväter sind mehrheitlich nicht so, daß sie 
für Lehr- oder Studienzwecke größere finanzielle Mittel von ihrem Ein­
kommen abzweigen könnten. Hier muß in vermehrtem Maße eingegriffen 
werden können, denn w i e wollen wir sonst unserem Liechtensteiner, sei 
es als Techniker, Facharbeiter, kaufmännischer Angestellter usw. die Po­
sition in der Wirtschaft sichern, die ihm auf Grund seiner Staatsbürger­
schaft zukommen müßte. Müßte, sagen wir, denn leider stehen bis heute 
im allgemeinen die Liechtensteiner in der Wirtschaft noch nicht an den 
Plätzen, die ihnen zustehen würden. Damit sie das aber in vermehrtem 
und berechtigtem Maße sein können, müssen wir mithelfen, daß sie sich 
das fachliche und geistige Rüstzeug verschaffen, ohne daß die Familie 
deswegen Not leiden muß! 
Jungwähler und Familienvater, wir wissen, daß auch diese Sache für die 
Familie ein Problem darstellt, aber wir versichern, daß auch dieser Punkt 
unseres Programms eine Lösung erfährt, sobald unser Landtag wiedör 
einmal arbeitsfähig wird. 
Die Fortschrittliche Bürgerpartei möchte aber nicht nur von einem Pro­
blem reden, sondern auch in diesem Punkt mit konkreten Vorschlägen 
aufwarten, die bei einer Neuregelung der Stipendienordnung berück­
sichtigt werden müssen! 

1. Bereitstellung großzügiger Stipendien, die einen Vergleich mit 
den heutigen Lebenskosten aushalten und nicht tiefer liegen sol­
len als ein durchschnittlicher Lehrlingslohn. 

2. Den Stipendien soll kein Almosengeruch mehr anhaften und sie 
sollen den Charakter eines Rechtsanspruches haben wie z. B. bei 
den AHV-Renten und den Familienzulagen. 

3. Dieses Recht muß allen Liechtensteinern u. Liechtensteinerinnen 
zustehen. 

4. Zur Verwirklichung dieses Postulates soll ein Stipendienfonds 
errichtet Werden, an dem sich Land, Gemeinden und Private be­
teiligen. 

. j V i G  

Wir haben nichts versäumt. . .  
überschrieb das «Vaterland» Donnerstag letzte 
Woche seinen Leitartikel, und doch haben sie 
etwas versäumt, nämlich diesen Titel mit dem 
Inhalt des Artikels in Einklang zu bringen. — 
Nun, diese Verirrung verzeihen wir gerne, was 
wir jedoch nicht verzeihen können, ist der In­
halt des Artikels. Dürfen wir vorerst einmal 
fragen, ob der Schreiber dieser Zeilen wirklich 
selbst glaubt, daß noch nichts versäumt wurde? 
Was vor allem ganz allgemein an der Schrei­
berei auffallt, ist, daß mit viel Lärm und dafür 
mit wenig Sachlichkeit der von der Union im 
September entfachte Lärm, den die Großzahl 
unseres Volkes verurteilte, übertüncht werden 
soll. Laßt sie schreien — faßt den bösen schwar­
zen Mann. Meine Herren, dieses Märchen ken­
nen bereits die Kinder und haben es als solches 
durchschauen gelernt! Was soll das bei den Er­
wachsenen erreichen? 

Doch zurück zum Artikel. Mit einer Unver­
schämtheit sondergleichen werden hier Haib­
und Unwahrheiten büschelweise aufgetischt, 
daß man sich fragen muß, ob das nicht Metho­
den sind, die unsere bishin so bewährte Staats­
form letztlich vollkommen disqualifizieren müs­
sen und zwar im In- wie im Ausland. Nach un­
serem Erachten sollte die Prestigepolitik einer 
Partei dort ihre Grenzen finden, wo die Schutz­
befohlenen, nämlich Volk und Staat, das Opfer 
werden! Auch sollten Wahlkämpfe zum Wohle 
der Demokratie — bei aller Schärfe, die wir 
gerne zugestehen — wenigstens einigermaßen 
im Rahmen der Sachlichkeit und der Tatsachen 
bleiben. Natürlich gibt es da manchmal er­
schwerende Umstände, so z. B. wenn man einen 
hundertprozentigen Sieg seiner Wählerschaft 
verspricht und dieser sich dann in das absolute 
Gegenteil verwandelt — so geschehen am 1. 
September 1957! Daß in solchen Momenten die 
Leitung zu Mitteln greift oder Affekthandlun­
gen begeht (und sei es auch nur eine Wahlbe­
schwerde), die man später gerne wieder unge­
schehen machen würde, ist verständlich. Nur 
sollte man dann auch dazu stehen! Geben wir 
einmal dem Volksmund das Wort und wir kön­
nen hören: 

Nie hätte es eine Wahlbeschwerde gegeben, 
wenn nicht einige Herren infolge ihres 100-pro1 

zentigen «Siegversprechens» Schwierigkeiten 
in den eigenen Reihen zu gewärtigen gehabt 
hätten, einige Stühle sollen sogar sehr gewak-
kelt haben, und man noch zusätzlich glaubte, 
die in den Reihen der Union durch die Nieder­
lage vom 1. September entstandenen Brüche da­
durch kitten zu können — so das Volk und wir 
glauben, daß es mit seiner Meinung den Nagel 
auf den Kopf getroffen hat! Daß man aber die 
seinerzeitige Wahlbeschwerde mit der bevor­
stehenden Wahl in einen Zusammenhang brin­
gen will — ist Bauernfängerei. Anläßlich der 
Behandlung der Beschwerde im Landtag haben 
die Herren der Union wohl nicht mit uns ge­
stimmt, aber sie blieben sitzen. Hätten sie nicht 
müssen unter Protest den Landtag verlassen, 
wenn sie von ihrer Sache überzeugt gewesen 
wären? Aber wie gesagt, sie blieben, blieben 
sogar weiter, arbeiteten weiter und anerkann­
ten somit tatsächlich die Nichtigkeit der Wahl­
beschwerde. Oder wollten sie vielleicht ihrer 
Wählerschaft gegenüber Zeit gewinnen unter 
Berücksichtigung, daß Zeit auf die aufgewühl­
testen Gemüter besänftigend wirke? Diese Spe­
kulation scheint fehl gegangen zu sein, denn 
auf einmal entschloß man sich wieder zur mut­
willigen Obstruktion, zum Streik. Wo bleibt 
eigentlich das von der Union so viel geprie­
sene Verantwortungsbewußtsein? Scheint wie­
der ganz abhanden1 gekommen zu sein, denn 
wir hören nichts als Demagogie, Halb- und Un-


